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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Reorganisation des Agrarrechts und der Agrar- 
wirtschaft 

Bezug: Beschluß des Bundestages vom 12 . März 1954 
- Drucksachen 251, 79 - 


Unter Bezugnahme auf mein Schreiben vom 5. April 1954 — Druck- 
sache 449 — übersende ich in der Anlage die Stellungnahme der 
Bundesregierung zu dem Beschluß des Bundestages vom 12. Marz 1954 
betr. Reorganisation des Agrarrechts und der Agrarwirtschaft. 

Die Stellungnahme beschränkt sich auf die in dem Beschluß des 
Bundestages erwähnten Programmpunkte. Ich darf bei dieser Gelegen- 
heit darauf hinweisen, daß im Rahmen des Agrarprogramms der 
Bundesregierung darüber hinaus eine Reihe weiterer Maßnahmen in 
Angriff genommen ist und daß zusätzliche Maßnahmen erwogen 
werden. Es ist deshalb von der Bundesregierung in Aussicht genom- 
men, sobald wie möglich ein umfassenderes Programm dem Bundestag 
zuzuleiten. 

In Vertretung 

Dr. Sonnemann 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruekerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heue/, B_a_d Godesberg, Rheinallee 20, 


Bonn, den 8. Juli 1954 



Anlage 


Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bundestages betreffend 
Reorganisation des Agrarrechts und der Agrarwirtschaft 
— Drucksachen 251, 79 — 


Zu den einzelnen Punkten des geforderten 
Programms wird wie folgt Stellung genom- 
men: 

Zu 1 a 

— die Flurbereinigung sowie die Dorf auf Locke- 
rung in einem möglichst kurzen Zeitraum 
durchzuführen und die Wieder zer Splitterung 
der zusammengelegten Flächen zu verhindern — 

Die Zuständigkeit für die Durchführung der 
Flurbereinigung liegt bei den Landern, deren 
angemessene finanzielle Leistungen Voraus- 
setzung für die Bundesbeteiligung sind. Als 
Rechtsgrundlage dient das Flurbereinigungs- 
gesetz vom 14. Juli 1953, das am 1. Januar 
1954 in Kraft getreten ist. 

Zur Forderung der Maßnahmen der Länder 
zur Beschleunigung und Leistungssteigerung 
der Flurbereinigung hat der Bund im Haushalt 
1954 einen Betrag von 50 Milk DM bereit- 
gestellt. Vergleichsweise standen für den Zeit- 
raum 1950 bis 1953 nur 25,89 Milk DM, 
davon aus Haushaltsmitteln des Bundes- 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 4,00 Milk DM, aus ERP-Mitteln 
21,89 Milk DM zur Verfügung. Von dem 
Gesamtbetrag von 50 Milk DM werden 
20 Milk DM in Form von Darlehen und 
30 Milk DM als Beihilfen eingesetzt. 

Nach den Richtlinien sollen die Bundesmittel 
verwendet werden für Ausführungskosten ein- 
schließlich wasserwirtschaftlicher Maßnahmen 
in regulären Flurbereinigungs- und beschleu- 
nigten Zusammenlegungsverfahren, Dorfauf- 
lockerung (Aussiedlung), Aufstockung und 
Vorplanung. 

Mit Hilfe dieser Mittel wird es, auch nach 
Auffassung der Länder, möglich sein, das Flur- 
bereinigungsergebnis im Jahre 1955 auf über 
200 000 ha zu steigern, obgleich sich die Kosten 


der Flurbereinigung, insbesondere durch ver- 
besserten Wegebau, Aussiedlung und Auf- 
stockungsmaßnahmen, wesentlich erhöhen wer- 
den. Wenn die entsprechenden Mittel, insbe- 
sondere auch Bundesmittel, in steigendem 
Maße zur Verfügung stehen, kann die zu be- 
reinigende Fläche in den nächsten Jahren mit 
dem verstärkten sachlichen und personellen 
Apparat noch vergrößert werden. Nach einer 
entsprechenden Anlaufzeit würden dann die 
vordringlichsten Flurbereinigungsprojekte in 
etwa 10 bis 12 Jahren durchgeführt sein. 

Die Wiederzersplitterung landwirtschaftlicher 
Grundstücke und Betriebe kann bereits jetzt 
nach Artikel IV des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 45 in Verbindung mit den in den Ländern 
erlassenen Durchführungsvorschriften verhin- 
dert werden. Die Überwachung des Grund- 
stücksverkehrs soll in dieser Beziehung durch das 
in Vorbereitung befindliche neue Grundstücks- 
verkehrsgesetz aufrechterhalten werden, damit 
Rechtsgeschäfte, die eine volkswirtschaftliche 
oder betriebswirtschaftlich schädliche Verklei- 
nerung oder Aufteilung eines land- oder forst- 
wirtschaftlichen Grundstücks, Grundbesitzes 
oder Betriebes zur Folge haben, nicht zur 
Durchführung kommen. Das neue Grund- 
stücksverkehrsgesetz soll außerdem weitere 
rechtliche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur bringen. 

Die Wiederzersplitterung von zusammengeleg- 
ten landwirtschaftlichen Flächen im Pachtwege 
(bewirtschaftungsmäßige Aufteilung) kann 
durch die Landwirtschaftsbehörde auf Grund 
der Vorschriften des Landpachtgesetzes vom 
25. Juni 1952 verhindert werden. 

Zu 1 b 

— zur Aufstockung der zu kleinen bäuerlichen 
Betriebe freigewordenes und freiwerdendes 
Land bereitzustcllen — 
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Die Aufstockung der zu kleinen Betriebe er- 
folgt: 

Im Zuge der Flurbereinigung durch Landzula- 
gen zur Vergrößerung der Betriebe aus derart 
anfallendem Lande gemäß §§ 52 ff. Flurb.Ges. 
Wegen der Finanzierung im Haushaltsjahr 1954 
siehe vorstehend zu la. 

Im Rahmen der ländlichen Siedlung durch die 
sogenannte Anliegersiedlung, d. h. durch He- 
bung bestehender Kleinbetriebe auf die Größe 
einer selbständigen Ackernahrung. 

Die Bereitstellung von Mitteln zum Ankauf 
von Land für die Anliegersiedlung ist auf 
Grund des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundes- 
vertriebenengesetz — BVFG — ) vom 19. Mai 
1953 und auf Grund des Gesetzes zur Förde- 
rung der landwirtschaftlichen Siedlung (Sied- 
lungsförderungsgesetz — SFG — ) vom 
15. Mai 1953, in den Ziffern 12 bis 16 der 
Finanzicrungsrichtlinien zum BVFG vom 
31. März 1954 und den Ziffern 12 bis 16 der 
Finanzierungsrichtlinien zum SFG vom 
31. März 1954 ausdrücklich vorgesehen. 

Die Frage der Finanzierung der Aufstockung 
im Rahmen der ländlichen Siedlung (Anlieger- 
siedlung) im Haushaltsjahr 1954 wird bei 
Behandlung des Punktes 1 c erörtert werden. 

Außerhalb der Flurbereinigung und Siedlung 
soll im Rahmen des Verkehrs mit landwirt- 
schaftlichen Grundstücken das bereits er- 
wähnte, in Vorbereitung befindliche Grund- 
stücksverkehrsgesetz („Gesetz zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und zur Sicherung land- 
wirtschaftlicher Betriebe“) rechtliche Maßnah- 
men vorsehen, die die Aufstockung von zu 
kleinen bäuerlichen Betrieben bis zu einer 
Größe fördern, die bei ordnungsmäßiger Be- 
wirtschaftung dem Inhaber und seiner Familie 
eine auskömmliche Existenz sichert. Insbeson- 
dere soll geprüft werden, ob die Aufstockung 
durch ein Vorkaufsrecht gefördert werden 
kann, das auf Antrag einem Anlieger, einem 
langjährigen Pächter, der Teilnehmergemein- 
schaft nach dem Flurbereinigungsgesetz oder 
einer Körperschaft, die sich bestimmungsgemäß 
mit der Verbesserung der Agrarstruktur be- 
faßt, zuerkannt wird. 

Im übrigen werden für die Aufstockung zu 
kleiner bäuerlicher Betriebe außerhalb der 
Flurbereinigung und Siedlung und zur Förde- 
rung des geschlossenen Hofüberganges im 
Haushaltsjahr 1954 Zinsverbilligungsmittel in 
Höhe von 6 Mül, DM bereitgestellt. 


Zu 1 c 

— das vorhandene Moor - und Ödland be- 
schleunigt zu kultivieren bzw. aufzuforsten 
und die Land gewinnungs arbeiten an der Küste 
zu beschleunigen — 

Die Kultivierung bzw. Aufforstung des vor- 
handenen Moor- und Ödlandes ist Aufgabe 
der Länder. Zur Förderung dieser Arbeiten 
werden im Haushaltsjahr 1954 Teile der 
Bundesmittel aus dem Sanierungsprogramnr 
der Bundesregierung (insgesamt 50 Mill. DM), 
dem Emslandprogramm (insgesamt 30 Mill. 
DM), dem „Programm Nord“ (insgesamt 
17 Mill. DM aus den Bundeshaushaltsmitteln 
zur Steigerung der Wirtschaftskraft des Lan- 
des Schleswig-Holstein) und im Zuge der 
Mittelweserkanalisierung verwendet. Weitere 
Mittel der Bundesregierung werden aus dem 
sogenannten Wasserwirtschaftsfonds (insge- 
samt 15 Mill. DM) für diese Zwecke zur Ver- 
fügung stehen. Darüber hinaus sind 2,5 Mill. 
DM zur Verbilligung der Zinssätze von 
Darlehen für die Durchführung wasserwirt- 
schaftlicher Landeskulturmaßnahmen bereit- 
gestellt; Teile dieser Mittel werden zur Öd- 
landkultivierung herangezogen. 

Zur Förderung der Kultivierung von Moor- 
und Ödland für Zwecke der ländlichen Sied- 
lung sind gesetzliche Bestimmungen im Bun- 
desvertriebenengesetz und im Siedlungsförde- 
rungsgesetz geschaffen. Dementsprechend ist 
die Kultivierung von Moor- und Ödland in 
dem Siedlungsprogramm von 1954 enthalten. 
Die Bundesregierung stellt dafür aus Haus- 
haltsmitteln besondere Beihilfen zur Verfü- 
gung, die bis zu 2500 DM je ha betragen 
können. 

Die Finanzierung der Moor- und Ödland- 
kultivierung und der Aufstockung im Rahmen 
der ländlichen Siedlung (Punkt 1 b) erfolgt 
aus Mitteln, die für das Siedlungsprogramm 
1954 bereitgestellt werden. Insgesamt stehen 
für die Siedlung Haushaltsmittel des Bundes 
und der Länder und Lastenausgleichsmittel in 
Höhe von etwa 580 Mill. DM zur Verfügung 
(Haushaltsmittel der Bundesregierung ein- 
schließlich eines etwaigen Vorgriffes auf 1955 
rd. 126 Mill. DM, Aufbaudarlehen des Bun- 
desausgleichsamtes rd. 202 Mill. DM, Mittel 
der Länder rd. 252 Mill. DM einschließlich 
der den Ländern nach § 46 Abs. 2 des BVFG 
aus Lastenausgleichsmitteln zur Verfügung 
stehenden Darlehen von 100 Mill. DM). 

Die Landgewinnungsarbeiten stehen mit den 
Küstenschutzarbeiten in enger Verbindung und 
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können nur in organischem Zusammenhang 
mit diesen gefördert werden. Im Rahmen des 
„Programms Nord“ Bauabschnitt 1954 wird 
eine Fläche von 1300 ha südlich des Hinden- 
burgdammes eingedeicht. Hierfür werden 
10 Mill. DM aus den oben erwähnten 
17 Mill. DM Bundeshaushaltsmitteln zur Stei- 
gerung der Wirtschaftskraft des Landes Schles- 
wig-Holstein verwendet. 

Die von der Bundesregierung für die Kulti- 
vierung von Moor- und Ödland und für die 
Landgewinnung zur Verfügung gestellten 
Beträge werden durch die von der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, Nürnberg, bereitgestellten 
Mittel der wertschaffenden Arbeitslosen- 
fürsorge verstärkt. Im Rechnungsjahr 1952 hat 
die Bundesanstalt für diesen Zweck beispiels- 
weise 21,8 Mill. DM = 10,5 v. H. ihrer ge- 
samten Förderungsmittel vergeben. 

Zu 1 d 

— das ländliche Bauwesen so zu entwickeln 
und zu fördern , daß die Voraussetzungen für 
eine rationelle Hof - und Hauswirtschaft land- 
wirtschaftlicher Betriebe geschaffen werden — 

Der Förderung des landwirtschaftlichen Bau- 
wesens dient die „Arbeitsgemeinschaft Land- 
wirtschaftliches Bauwesen (ALB)“ djurch Ent- 
wicklungsarbeiten, Schaffung von Beispiels- 
maßnahmen, durch die Tätigkeit von Arbeits- 
ausschüssen sowie durch Sammlung und Aus- 
wertung von Material aus dem In- und Aus- 
land und Veröffentlichung der Ergebnisse. Der 
ALB steht im Haushaltsjahr 1954 ein Zuschuß 
in Hohe von 142 000 DM zur Verfügung. Die 
Grundlagenforschung erfolgt durch das 
„Institut für landwirtschaftliche Bauforsdning“ 
in Braunschweig-Völkenrode. 

Für die Zinsverbilligung der Kredite für land- 
wirtschaftliche Um- und Neubaumaßnahmen 
einschließlich Landarbeiterwohnungsbau sowie 
für die Aussiedlung von Gehöften außerhalb 
der Flurbereinigung und Siedlung hat die 
Bundesregierung im Haushaltsjahr 1954 
4,5 Mill. DM Zuschüsse bereitgestellt. Darüber 
hinaus stehen zur Entwicklung und Förderung 
des landwirtschaftlichen Bauwesens 8 Mill. DM 
niedrig verzinsliche Kredite aus ERP-Til- 
gungsrückflüssen zur Verfügung, deren Erhö- 
hung für 1955 angestrebt wird. 

Zu 1 e 

— den Agrarkredit so auszugestalten , daß die 
bisher weitgehend durch Selbstfinanzierung 


erzielte Rationalisierung und Mechanisierung 
in allen Betriebsgrößen durchgeführt werden 
kann . Außerdem müssen Kredite zu tragbaren 
Bedingungen für die Aufstockung landwirt- 
schaftlicher Betriebe und für eine rechtzeitige 
Hof über gäbe bereit gestellt werden — 

Kurzfristige Kredite standen zwar in aus- 
reichendem Maße zur Verfügung. Ihre Bedin- 
gungen, besonders Zinshöhe und Rückzah- 
lungsfristen, konnten aber nur von einem Teil 
der Betriebe erfüllt werden. Für längerfristige 
Kredite zu Investitionszwecken war dagegen 
der Kapitalmarkt weniger ergiebig. 

Da ERP- Gegenwertmittel nicht mehr anfallen 
und Rückflüsse aus ERP-Krediten nur noch in 
geringerem Umfange zur Verfügung stehen, 
ist der Kapitalmarkt durch besondere Maß- 
nahmen, wie durch das Kapitalmarktförde- 
rungsgesetz, mit Erfolg angeregt worden, stär- 
ker als bisher längerfristige Kreditmittel zu 
annehmbaren Zinssätzen für die Agrarwirt- 
schaft zur Verfügung zu stellen. 

Infolge der von der Bundesregierung geplan- 
ten agrarpolitischen Maßnahmen kann für das 
Haushaltsjahr 1954 mit einer verstärkten In- 
vestitionstätigkeit und einem Gesamtkapital- 
aufwand von 2,4 Mrd. DM (im Vorjahr 
2,1 Mrd. DM) gerechnet werden, die zu je 
etwa der Hälfte aus Eigenmitteln der Kredit- 
nehmer und aus Fremdmitteln aufgebracht 
werden. Zu diesen Fremdmitteln gehören insbe- 
sondere neben den Haushaltsmitteln des Bun- 
des und der Länder die Kredite aus dem ERP- 
Sonder vermögen, den Lastenausgleichsmitteln, 
dem Erlös von Wertpapieremissionen sowie 
sonstige über die Agrarkreditinstitute bereit- 
gestellten Kapitalmarktmittel. 

Soweit die Kredite aus dem Kapitalmarkt 
stammen, sind sie aber für landwirtschaftliche 
Maßnahmen vielfach zu teuer. Die Bundes- 
regierung hat daher für das Haushaltsjahr 
1954 16 275 000 DM bereitgestellt, die der 
Zinsverbilligung von Kapitalmarktmitteln für 
bestimmte Zwedte dienen sollen. Von diesen 
Zinsverbilligungsmitteln, die nach den Ver- 
wendungsrichtlinien allen Betriebsgrößen zu- 
gute kommen sollen, werden u. a. für die Auf- 
stockung landwirtschaftlicher Betriebe und für 
die Hofübergabe 6,0 Mill. DM, für die 
Rationalisierung und Mechanisierung 4,8 Mill. 
DM und für Gemeinschaftseinrichtungen 
1 Mill. DM zur Verfügung stehen. Mit Hilfe 
dieser Zinsverbilligungsmittel können etwa 
400 Mill. DM auf für die Landwirtschaft 
tragbare Zinssätze verbilligt werden. 
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Nach dem Gesetz zur Abwicklung der land- 
wirtschaftlichen Entschuldung vom 25. März 
1952 bilden die Rückflüsse aus der landwirt- 
schaftlichen Entschuldung ein Zweckvermögen 
bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank, 
dessen Überschuß zur Verhinderung einer 
unwirtschaftlichen Bodenzersplitterung in der 
Landwirtschaft verwendet wird. Aus diesem 
Zweckvermögen konnten bisher insgesamt 
rd. 5 Milk DM Kredite zur Verhinderung der 
Realteilung und zur Förderung der geschlos- 
senen Hofübergabe, insbesondere in den Real- 
teilungsge’bieten, zur Verfügung gestellt wer- 
den. Mittel hieraus werden auch in Zukunft 
bereitgestellt werden. 

Zu lf 

— das ländliche Bildungswesen stärker als 
bisher zu fördern. Besonders sind größere 
Mittel einzusetzen für die landwirtschaftlichen 
Forschungsaufgaben , für Wirtschaftsberatung 
und für die fachliche Förderung des bäuer- 
lichen Nachwuchses — 

Für die land- und forstwirtschaftliche For- 
schung hat die Bundesregierung für 1954 
27,5 Mill. DM (im Vorjahr 20,7 Milk DM) 
bereitgestellt. Damit werden insbesondere 
16 Bundesforschungsanstalten einschließlich 
der Forschungsanstalt für Landwirtschaft in 
Braunschweig-Völkenrode (ganz) und eine An- 
zahl sonstiger Forschungsinstitute (teilweise) 
finanziert. Darüber hinaus werden aus den 
der deutschen Forschungsgemeinschaft von der 
Bundesregierung zur Verfügung gestellten 
Mitteln (insgesamt 10 Milk DM) wesentliche 
Beträge für die Durchführung landwirtschaft- 
licher Forschungsaufgaben verwendet. Ferner 
stehen aus ERP-Zinsriickflüssen 600 000 DM 
für die Durchführung von zusätzlichen For- 
schungsaufgaben im besonderen Aufträge des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses bereit. 

Zur Verstärkung der in der Durchführung den 
Ländern obliegenden Wirtschaftsberatung sind 
im Haushaltsjahr 1954 die Bundesmittel mit 
9,7 Milk DM gegenüber 4,2 Milk DM im 
vorigen Jahr mehr als verdoppelt worden. Für 
die Wirtschaftsberatung stehen außerdem auch 
1954 wiederum ERP -Zinsen zur Verfügung, 
und zwar in Höhe von 4,2 Milk DM. 


Im einzelnen sollen 1954 folgende zusätzliche 
Maßnahmen im Rahmen der Wirtschafts- 
beratung durchgeführt werden: 

a) Einstellung von rd. 165 hauptamtlichen 
Beratungskräften, die nach entsprechender 
Schulung im Laufe des Jahres in den 
Schwerpunktgebieten der Flurbereinigung 
eine Intensivberatung durchführen sollen, 

b) finanzielle Unterstützung des Ausbaues 
bzw. der Neuerrichtung von speziellen 
Ausbildungsstätten für Beratungskräfte, 

c) besondere Förderung der Kleinbauern- und 
Vertriebenenberatung, 

d) Ausbau der im Vorjahre begonnenen Aus- 
wertung und der Verbreitung der Bera- 
tungsergebnisse. 

Für die Weiterführung und den Ausbau des 
Landjugendberatungsdienstes werden aus den 
oben genannten Bundesmitteln 400 000 DM 
bereitgestellt. 

In den vergangenen Jahren war es der Bun- 
desregierung möglich, für die fachliche Förde- 
rung des bäuerlichen Nachwuchses aus ERP- 
Mitteln 11,5 Milk DM als Zuschüsse zur Ver- 
fügung zu stellen. Damit wurde der Neu- 
bzw. Umbau von 192 Landwirtschaftsschulen 
im Bundesgebiet gefördert. 

Die Bundesregierung wird weiter bemüht sein, 
aus den ERP-Zinsrückflüssen nochmals Beträge 
für den weiteren Ausbau des Fachschulnetzes 
freizubekommen. 

Zur Förderung des technischen Verständnisses 
des landwirtschaftlichen Nachwuchses sollen 
aus den Bundesmitteln 1954 300 000 DM zur 
Beschaffung von entsprechenden Demonstra- 
tionsmitteln Verwendung finden. 

Zu 2 

— für die unter 1 Buchst, a bis f geforderten 
Maßnahmen ausreichende Mittel zur Verfü- 
gung zu stellen — • 

Auf die Finanzierungsmöglichkeiten für die 
geforderten Maßnahmen ist bei Behandlung 
der einzelnen Programmpunkte eingegangen 
worden. Bei ihrer Beurteilung ist zu berück- 
sichtigen, daß die Haushaltsmittel der Bundes- 
regierung, von wenigen besonders begründeten 
Ausnahmen abgesehen, vom Bundestag jeweils 
nur für ein Jahr bewilligt werden. Die Auf- 
stellung eines konkreten Programms ist daher 
nur für ein Jahr möglich. 
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